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Termine September 2013 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 
 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.09.2013 13.09.2013 06.09.2013 

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige  
Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

10.09.2013 13.09.2013 06.09.2013 

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag 10.09.2013 13.09.2013 06.09.2013 

Umsatzsteuer4 10.09.2013 13.09.2013 06.09.2013 

Sozialversicherung5 26.09.2013 entfällt entfällt 
 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 

des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeits-
termin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Termine Oktober 2013 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.10.2013 14.10.2013 07.10.2013 

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.10.2013 14.10.2013 7.10.2013 

Sozialversicherung5 29.10.2013 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-

meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern oh-

ne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 

des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.10.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeits-
termin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Ver-
zug setzen.1 Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.2 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.3 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 
gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hin-
gewiesen wurde.4 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 
Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen.5 Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über 
dem Basiszinssatz.6 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche 
die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist 
der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalen-
dertag des betreffenden Halbjahres.7 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 01.01.2011:8 
 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

01.01. bis 30.06.2011 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2011 0,37 % 5,37 % 8,37 % 

01.01. bis 30.06.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

01.01. bis 30.06.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 

01.07. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 
 
 

                                                        
1 § 286 Abs. 1 S. 1 BGB. 
2 § 286 Abs. 1 S. 2 BGB. 
3 § 286 Abs. 2 BGB. 
4 § 286 Abs. 3 S. 1 BGB. 
5 § 288 Abs. 1 S. 1 BGB. 
6 § 288 Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB. 
7 § 247 Abs. 1 S. 2, 3 BGB. 
8 Homepage Deutsche Bundesbank. 
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Grobes Verschulden bei Abgabe der 
Steuererklärung mit ELSTER 

 

Zur Frage, in wieweit grobes Verschulden 

vorliegt, wenn bei Abgabe einer Einkom-

mensteuererklärung mittels ELSTER steu-

ermindernde Abzüge nicht geltend  

gemacht werden, hat sich der Bundes-

finanzhof1 in zwei Fällen geäußert. 

Es ging jeweils um die Änderung  

bestandskräftiger Einkommensteuerbe-

scheide, weil nicht erklärte Unterhalts-

leistungen an die Mütter von nichtehe-

lichen Kindern nicht steuermindernd  

berücksichtigt wurden. Die Finanzämter 

hatten dies bereits abgelehnt, der Bundes-

finanzhof hat sich dieser Auffassung  

angeschlossen. Das Gericht begründet 

seine Auffassung damit, dass die in der 

Erklärung ausdrücklich gestellten Fragen 

zu beantworten sind. Auch bei der Ver-

wendung elektronischer ELS-

TER-Formulare müssen die elektroni-

schen Erläuterungen, Hilfetexte und  

Hinweise beachtet werden. Es kommt  

alleine darauf an, ob diese Hinweise  

ausreichend verständlich und so eindeutig 

sind, dass der Steuerzahler sie verstehen 

kann. 

 

 

 

                                                        
1 BFH, Urt. v. 20.3.2013, VI R 9/12, DB 2013, S. 1339, 

BFH/NV 2013, S. 1143, LEXinform 0928927; BFH, 
Urt. v. 20.3.2013, VI R 5/11, BFH/NV 2013, S. 1142, 
LEXinform 0928269. 

 

Verzicht des Arbeitnehmers  
auf Urlaubsabgeltung 

 

Der Arbeitnehmer kann auf seinen  

Anspruch auf Abgeltung des Erholungs-

urlaubs grundsätzlich verzichten. 

Zwar darf von der Regelung, wonach der 

Urlaub abzugelten ist, wenn er wegen  

Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz 

oder teilweise nicht mehr gewährt werden 

kann, nicht zuungunsten des Arbeit-

nehmers abgewichen werden.2 Das gilt  

jedoch nur für einzelvertragliche Abreden, 

die das Entstehen des Urlaubsabgel-

tungsanspruchs ausschließen. Anders ist 

es, wenn der Anspruch bereits entstanden 

ist und der Arbeitnehmer freiwillig (zum 

Beispiel im Rahmen eines gerichtlichen 

Vergleichs) auf die Abgeltung verzichtet. 

(Quelle: Urteil des Bundesarbeitsgerichts3) 

 

Keine erbschaftsteuerliche Gleich-
behandlung von Geschwistern mit 

Ehegatten oder eingetragenen  
Lebenspartnern 

 

Geschwister sind im Erbschaftsteuerrecht 

den Ehegatten oder eingetragenen  

Lebenspartnerschaften nicht gleichgestellt. 

Sie haben auch kein Recht auf Gleichbe-

handlung, wenn sie wie Ehepartner oder 

eingetragene Lebenspartnerschaften in 

einem gemeinsamen Haushalt zusam-

menleben. Sie sind aus rechtlichen Grün-

den nicht zu gegenseitigem Unterhalt  

                                                        
2 § 13 Abs. 1 S. 3 BUrlG. 
3 BAG, Urt. v. 14.5.2013, 9 AZR 844/11, Pressemit-

teilung 33/13, LEXinform 0439654. 
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verpflichtet und haben keinen Anspruch 

auf einen Pflichtteil. 

Das Urteil des Bundesfinanzhofs1 berück-

sichtigt auch eine gleichlautende  

Entscheidung des Europäischen Gerichts-

hofs für Menschenrechte.2 

 

Abzug der zumutbaren „Eigenbe-
lastung“ bei Krankheitskosten 

 

Außergewöhnliche Belastungen können 

nur insoweit abgezogen werden, als sie 

die zumutbare Belastung übersteigen. Ein 

Finanzgericht3 hatte in diesem Zusam-

menhang entschieden, dass die zumut-

bare Eigenbelastung auch bei Krankheits-

kosten zu berücksichtigen ist. 

Der Bundesfinanzhof hat inzwischen die 

Revision gegen ein Urteil zugelassen. 

Hinweis: In entsprechenden Fällen kann 

auf das jetzt anhängige Revisionsver-

fahren hingewiesen und Antrag auf Ruhen 

des Einspruchsverfahrens beantragt 

werden. 

 

Anerkennung von Mietverhältnissen 
zwischen nahestehenden Personen 

 

Ob ein Mietverhältnis zwischen naheste-

henden Personen anzuerkennen ist, rich-

tet sich nach den Gegebenheiten des  

Einzelfalls. Zunächst ist zu prüfen, ob der 

Mietvertrag bürgerlich rechtlich wirksam 

vereinbart wurde. Ergänzend ist eine  
                                                        
1 BFH, Urt. v. 24.04.2013, II R 65/11, BFH/NV 2013, 

S. 1177, DStR 2013, S. 1128, DB 2013, S. 1281,  
LEXinform 0928966. 

2 EGMR, Urt. v. 29.04.2008, 13378/05. 
3 FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 06.09.2012, 4 K 1970/10, 

(Revision eingelegt, Az. BFH: VI R 32/13),  
LEXinform 3500076. 

Beurteilung dahingehend vorzunehmen, 

inwieweit das Vertragsverhältnis von der 

Gestaltung und tatsächlichen Durchfüh-

rung her dem entspricht, was zwischen 

fremden Dritten vereinbart würde. An den 

Beweis des Abschlusses und den Nach-

weis der Ernsthaftigkeit von Vertragsge-

staltungen sind strenge Anforderungen zu 

stellen. 

Der Begriff der „nahestehenden Personen“ 

ist gesetzlich nicht näher definiert. Er ist 

weiter gefasst als der Personenkreis der 

„nahen Angehörigen“. Ein Mietverhältnis 

zwischen dem Vermieter und einer von 

den Eltern der Lebensgefährtin beherrsch-

ten GmbH ist als ein zwischen nahe-

stehenden Personen geschlossener Miet-

vertrag anzusehen. Das gilt auch, wenn 

der Vermieter lediglich wirtschaftlicher  

Eigentümer des Grundstücks ist. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs4) 

 

Bei Zahlung mittels Kreditkarte  
erfolgt der Abfluss mit der Unter-
schrift auf dem Belastungsbeleg 

 

Bei der Ermittlung des Gewinns oder 

Überschusses durch Einnahmen-

Überschussrechnung handelt es sich um 

eine Zufluss- und Abflussrechnung.  

Einnahmen sind innerhalb des Kalender-

jahres bezogen, in dem sie zugeflossen 

sind. Das ist der Zeitpunkt, in dem über 

die Einnahmen wirtschaftlich verfügt  

werden kann. Ausgaben sind für das  

                                                        
4 BFH, Urt. v. 22.01.2013, IX R 70/10, BFH/NV 2013, 

S. 1067, LEXinform 0928155. 
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Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie ge-

leistet worden sind. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz1 hat 

entschieden, dass bei Zahlung mittels 

Kreditkarte der Abfluss mit der Unterschrift 

auf dem Belastungsbeleg erfolgt und nicht 

erst im Zeitpunkt der Belastung auf dem 

Konto. 

Hinweis: Für regelmäßig wiederkehrende 

Einnahmen und Ausgaben ist das Zufluss-

Abfluss-Prinzip eingeschränkt. Einnahmen 

und Ausgaben, die kurze Zeit vor oder 

nach der Jahreswende zu- bzw. abfließen, 

sind in dem Kalenderjahr der wirtschaftli-

chen Zugehörigkeit zu erfassen. Als „kurze 

Zeit“ ist i. d. R. ein Zeitraum bis zu 

10 Tagen anzusehen. 

 

Einkünfteerzielungsabsicht bei der 
Vermietung von Gewerbeobjekten 

 

Bei Gewerbeimmobilien ist in jedem  

einzelnen Fall festzustellen, ob der  

Vermieter auf die voraussichtliche Dauer 

der Nutzung einen Überschuss erzielen 

kann. Das gilt auch für einen gewerblichen 

Zwischenmieter. 

Aufwendungen für ein nach Anmietung 

leer stehendes Gewerbeobjekt können als 

vorab entstandene Werbungskosten  

abziehbar sein. Voraussetzung ist jedoch, 

dass der Zwischenmieter die Einkünfteer-

zielungsabsicht erkennbar aufgenommen 

und sie später nicht aufgegeben hat. Ist 

von Anfang an bekannt oder stellt sich 

                                                        
1 FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 18.3.2013, 5 K 1875/10, 

(rkr.), LEXinform 5014964. 

später heraus, dass für ein seit Jahren leer 

stehendes Objekt, so wie es baulich  

gestaltet ist, kein Markt besteht, muss eine 

Einkünfteerzielungsabsicht zunächst ver-

neint werden. Nur wenn der Zwischen-

mieter zielgerichtet darauf hinwirkt, dass 

das Objekt durch bauliche Umgestaltung 

in einen vermietbaren Zustand versetzt 

wird, ist dies anders zu beurteilen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs2) 

 

Ermittlung der Einkünfte  
bei Antragsveranlagung 

 

Bei steuerabzugspflichtigen Einkünften 

aus nichtselbständiger Arbeit besteht nur 

in bestimmten Fällen eine Verpflichtung 

zur Abgabe einer Einkommensteuer-

erklärung. Sind die Voraussetzungen nicht 

erfüllt, kann innerhalb bestimmter Fristen 

eine Veranlagung beantragt werden  

(Antragsveranlagung).3 Maßgeblich ist 

u. a. die Summe der nicht steuerabzugs-

pflichtigen Einkünfte. 

Für die dazu notwendige Ermittlung der 

nicht dem Steuerabzug unterliegenden 

Einkünfte (Summe der Einkünfte) ist der 

Saldo zu verstehen, der nach Verrech-

nung der positiven und negativen Einkünf-

te verbleibt. Im Falle eines Verlustes aus 

privaten Veräußerungsgeschäften fließt 

dieser Verlust nicht mit in die Berechnung 

                                                        
2 BFH, Urt. v. 19.02.2013, IX R 7/10, DB 2013, S. 1149, 

BFH/NV 2013, S. 1019, LEXinform 0927757. 
3 § 46 Abs. 2 Nr. 1 EStG i. d. F. des JStG 2007. 
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ein. (Quelle: Beschluss des Bundesfi-

nanzhofs1) 

 

Mietvertrag zwischen  
nahen Angehörigen 

 

Angehörigen steht es frei, ihre Rechtsver-

hältnisse untereinander so zu gestalten, 

dass sie steuerlich möglichst günstig sind. 

Die steuerrechtliche Anerkennung des 

Vereinbarten setzt voraus, dass die  

Verträge zivilrechtlich wirksam zustande 

gekommen sind, inhaltlich dem zwischen 

Fremden Üblichen entsprechen und so 

auch durchgeführt werden. Maßgebend für 

die Beurteilung ist die Gesamtheit der  

objektiven Gegebenheiten. Dabei kann 

einzelnen dieser Beweisanzeichen je nach 

Lage des Falles im Rahmen der Gesamt-

betrachtung eine unterschiedliche Bedeu-

tung zukommen. Dementsprechend 

schließt nicht jede Abweichung vom Übli-

chen notwendigerweise die steuerrecht-

liche Anerkennung des Vertragsverhält-

nisses aus. An den Nachweis, dass es 

sich um ein ernsthaftes Vertragsverhältnis 

handelt, sind umso strengere Anforderun-

gen zu stellen, je mehr die Umstände auf 

eine private (Mit-) Veranlassung des 

Rechtsverhältnisses hindeuten. 

Eltern hatten mit ihrem Sohn einen Miet-

vertrag geschlossen. Die Miete war  

betragsmäßig beziffert. Allerdings folgte 

dieser Mietpreisangabe der Zusatz  

„vorbehaltlich der Anerkennung durch das 

Finanzamt“. 

                                                        
1 BFH, Beschl. v. 26.03.2013, VI R 22/11, DB 2013, 

S. 1279, BFH/NV 2013, S. 1173, LEXinform 0928525. 

Das Finanzgericht Düsseldorf2 entschied, 

dass ein Mietvertrag zwischen nahen  

Angehörigen, in dem die vereinbarte Miet-

höhe unter dem Vorbehalt einer Anerken-

nung durch das Finanzamt steht, nicht 

dem unter Fremden Üblichen entspricht 

und deshalb steuerrechtlich nicht aner-

kannt werden kann. 

Die Rechtsausführungen des Finanzge-

richts wurden durch den Bundesfinanzhof3 

bestätigt. 

 

Übernahme der Erwerbsneben-
kosten eines Grundstücks durch 

Veräußerer mindert die  
Grunderwerbsteuer 

 

Von Gesetzes wegen trägt der Käufer  

eines Grundstücks die mit dem Erwerb 

zusammenhängenden Nebenkosten (z. B. 

Notar, Grundbuch). Verpflichtet sich der 

Veräußerer, dem Erwerber diese Kosten 

zu erstatten, gehören diese Kosten nicht 

zur Bemessungsgrundlage der Grunder-

werbsteuer. Ist also ein Gesamtkaufpreis 

einschließlich der Erwerbsnebenkosten 

vereinbart worden, sind die Erwerbsne-

benkosten herauszurechnen. Dies gilt  

allerdings nicht für die Grunderwerbsteuer, 

da diese nicht ihre eigene Bemessungs-

grundlage beeinflusst.  

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs4) 

 

                                                        
2 FG Düsseldorf, Urt. v. 01.12.2010, 12 K 4518/08,  

LEXinform 5014695. 
3 BFH, Urt. v. 01.8.2012, IX R 18/11, LEXinform 

0928484. 
4 BFH, Urt. v. 17.04.2013, II R 1/12, BFH/NV 2013, 

S. 1188, DStR 2013, S. 1130, LEXinform 0928846. 
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Dienstwagenbesteuerung:  
Anwendung der 1 %-Regelung auch 

bei fehlender privater Nutzung 
 

Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 

ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt 

zur privaten Nutzung zur Verfügung  

gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer 

auch dann zu einem steuerpflichtigen  

Vorteil, wenn der Arbeitnehmer das Fahr-

zeug tatsächlich nicht privat nutzt. 

Dies hat der Bundesfinanzhof1 entschie-

den und seine bisherige Rechtsprechung 

korrigiert. Bisher wurde in derartigen  

Fällen die tatsächliche private Nutzung 

des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflich-

tige konnte die Vermutung unter engen 

Voraussetzungen widerlegen. 

Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 

· Die vom Arbeitgeber gewährte  

Möglichkeit, den Dienstwagen auch 

 privat nutzen zu dürfen, führt beim  

Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als 

Lohn zu versteuern ist. 

· Ob der Arbeitnehmer von der Möglich-

keit der privaten Nutzung Gebrauch 

gemacht hat, ist dafür unerheblich, 

denn der Vorteil in Gestalt der konkre-

ten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu 

Privatfahrten nutzen zu dürfen, ist dem 

Arbeitnehmer bereits mit der Überlas-

sung des Fahrzeugs zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrten-

buchmethode oder nach der 

                                                        
1 BFH, Urt. v. 21.03.3013, VI R 31/10, DStR 2013, 

S. 1421, DB 2013, S. 1528, LEXinform 0927809. 

1 %-Regelung zu bewerten, wenn kein 

ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt 

wird. 

Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte 

wird ein Beweis des Gegenteils dem-

gegenüber weiterhin möglich sein (z. B. 

wenn für private Fahrten andere Fahr-

zeuge zur Verfügung stehen). 

 

Mietbürgschaft kann der Höhe  
nach unbegrenzt sein 

 

Die im Bürgerlichen Gesetzbuch2 festge-

legte Grenze von drei Monatsmieten gilt 

für die vom Mieter gestellte Kaution, nicht 

aber für mögliche Mietausfallbürgschaften 

von Dritten. Dies hat der Bundesgerichts-

hof3 entschieden. Damit darf ein Vermieter 

von einem Bürgen grundsätzlich eine über 

die Dreimonatsgrenze liegende Summe 

verlangen, sofern der Mieter entsprechen-

de Mietrückstände hat und im Bürg-

schaftsvertrag keine Obergrenze verein-

bart wurde. 

In dem entschiedenen Fall wurde ein  

Mieter zur Räumung der Wohnung und 

Zahlung rückständiger Miete verurteilt. Der 

Vermieter verlangte die Summe daraufhin 

vom Bruder des Mieters, der für die Miet-

zahlungen gebürgt hatte. Dieser wollte nur 

maximal drei Monatsmieten zahlen. Zu 

Unrecht, meinten die Richter. Diese 

Sichtweise dient nach Ansicht des  

Gerichts auch dem Mieterschutz, da sich 

der Vermieter bei einem Zahlungsverzug 

                                                        
2 § 551 BGB. 
3 BGH, Urt. v. 10.04.2013, VIII ZR 379/12, LEXin-

form 1584107. 
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regelmäßig zur fristlosen Kündigung des 

Mietverhältnisses veranlasst sähe. Eine 

Bürgschaftsbegrenzung für Mietzahlungen 

würde eher zur Beendigung eines Miet-

verhältnisses führen, als dass der Mieter 

dadurch geschützt würde. Will ein Bürge 

nur bis zu einer bestimmten Summe  

eintreten, wäre im Bürgschaftsvertrag 

zwingend eine Obergrenze festzuschrei-

ben. 

 

Steuerpflicht der innerge-
meinschaftlichen Lieferung 

 

Für die Inanspruchnahme des Vertrauens-

schutzes bei innergemeinschaftlichen  

Lieferungen1 muss der Lieferer in gutem 

Glauben handeln und alle Maßnahmen 

ergreifen, die vernünftigerweise verlangt 

werden können, um sicherzustellen, dass 

der von ihm getätigte Umsatz nicht zu sei-

ner Beteiligung an einer Steuerhinterzie-

hung führt. Der Lieferer muss dabei alle 

Gesichtspunkte und tatsächlichen Um-

stände umfassend berücksichtigen. Seine 

zur Steuerpflicht führende Bösgläubigkeit 

kann sich auch aus Umständen ergeben, 

die nicht mit den Beleg- und Buchangaben 

zusammenhängen. 

Ein Kfz-Händler verkaufte zwei Pkw an  

eine in Luxemburg ansässige GmbH. Er 

ging davon aus, dass die Lieferung als  

innergemeinschaftliche Lieferung nach 

Luxemburg steuerfrei sei. Der Händler hat-

te die beiden Pkw im Internet zum Verkauf 

angeboten. Die Geschäftsanbahnung  

                                                        
1 § 6a Abs. 4 S. 1 UStG. 

erfolgte über eine Person, die sich als  

Geschäftsführer der GmbH ausgab und 

nach den Angaben in ihrem Personalaus-

weis im Inland ansässig war. Sämtliche 

Kommunikation erfolgte über ein Mobil-

telefon und ein Telefaxgerät mit jeweils 

deutscher Vorwahl. Bei Vertragsschluss 

lag dem Händler ein Auszug aus dem 

Handels- und Gesellschaftsregister für die 

GmbH mit Hinweis auf die Person des 

Geschäftsführers vor. Das Bundesamt für 

Finanzen bestätigte dem Händler die  

Gültigkeit der für die GmbH erteilten  

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. Bei 

Übergabe der Pkw versicherte der von der 

GmbH zur Abholung Beauftragte schrift-

lich, die beiden Pkw nach Luxemburg zu 

befördern. Der Beauftragte bezahlte bar. 

Der tatsächliche Verbleib der beiden Pkw 

ist nicht bekannt. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs2 hätte 

der Händler mehr tun müssen, als nur die 

Gültigkeit der Umsatzsteuer-Identifika-

tionsnummer zu überprüfen. Mehrere  

Umstände hätten ihn misstrauisch werden 

lassen müssen: Der Barverkauf, die  

Abholung der Pkw durch einen Beauftrag-

ten, keine Kommunikation über den  

Geschäftssitz der luxemburgischen 

GmbH, sondern nur telefonisch oder per 

Fax unter deutscher Vorwahl. 

Es fehlte damit an „Nachforschungen bis 

zur Grenze der Zumutbarkeit“. 

 

                                                        
2 BFH, Urt. v. 25.04.2013, V R 28/11, DStR 2013, 

S. 1278, LEXinform 0928633. 
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Anspruch einer Kommandit-
gesellschaft gegen ihren Komman-

ditisten auf Erstattung von  
Kapitalertragsteuer 

 

Bei einer werbenden Personenhandels-

gesellschaft ist die durch Abzug auf  

Kapitalerträge der Gesellschaft erhobene 

Einkommensteuer (Kapitalertragsteuer) 

vermögensmäßig als Abzug vom Gesell-

schaftskapital anzusehen und durch deren 

steuerlicher Anrechnung auf die Einkom-

mensteuer des Gesellschafters wie eine 

Entnahme ihres Gesellschafters zu  

behandeln. Der Abzug der Kapitalertrag-

steuer von den Kapitalerträgen der ihrer-

seits nicht einkommen- oder körperschaft-

steuerpflichtigen Personenhandelsgesell-

schaft bewirkt im Hinblick auf die Anrech-

nung1 eine Vorauszahlung auf die  

Einkommensteuerschuld der Gesellschaf-

ter als Mitunternehmer, die entweder zur  

Minderung der Einkommensteuerschuld 

des Gesellschafters oder zu einer Steuer-

erstattung2 führt. 

Zivilrechtlich ist der hierdurch erlangte 

Vorteil so zu bewerten, als sei der Gesell-

schaft zunächst der gesamte Kapitalertrag 

zugeflossen und sodann von ihr im  

Umfang der Kapitalertragsteuer zur Leis-

tung einer Vorauszahlung auf die  

Einkommensteuerschuld der Gesellschaf-

ter verwendet worden. Ob die Gesellschaft 

gegen ihren Gesellschafter einen  

Anspruch darauf hat, dass er ihr den  

inbehaltenen Teil der Kapitalertragsteuer 

                                                        
1 § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG. 
2 § 36 Abs. 4 S. 2 EStG. 

erstattet, richtet sich sodann nach dem 

Gesellschaftsvertrag. Ein solcher Erstat-

tungsanspruch verjährt ggf. innerhalb von 

drei Jahren nach seiner Entstehung. 

Diese Grundsätze gelten entsprechend für 

die Erhebung der Solidaritätszuschläge. 

(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs3) 

 

 

                                                        
3 BGH, Urt. v. 16.04.2013, II ZR 118/11, DB 2013, 

S. 1355, LEXinform 1584350. 


